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AUS DEM STADTRAT
 
In der Woche vom 10. Juli bis 14. Juli 2017 tagen folgende Aus-
schüsse, Beiräte und Bezirksvertretungen

Dienstag, 11. Juli 2017
17.00 Uhr Naturschutzbeirat, Rathaus
17.00 Uhr Bezirksvertretung Krefeld-Ost, Rathaus Bockum, 
 Uerdinger Straße 585, 
 Einwohnerfragestunde gegen 18.00 Uhr

Mittwoch, 12. Juli 2017
17.00 Uhr Bezirksvertretung Krefeld-Nord, Kantine 
 Gartenbauverein Rosengarten, Kanesdyk, 
 anschließend Einwohnerfragestunde

Donnerstag, 13. Juli 2017
17.00 Uhr Integrationsrat, Rathaus
17.00 Uhr Bezirksvertretung Krefeld-Süd, 
 Fabrik Heeder, Virchowstraße 130, 
 Einwohnerfragestunde gegen 18.00 Uhr

Freitag, 14. Juli 2017
15.00 Uhr Ausschuss für Schule und Weiterbildung, Rathaus
 (nichtöffentliche Sitzung)

BEKANNTMACHUNGEN

BEKANNTMACHUNG
BESCHLEUNIGTE ZUSAMMENLEGUNG
VORST-MÜHLENBRUCH
AKTENZEICHEN: 33 - 16 06 8
Schlussfeststellung 
In der Beschleunigten Zusammenlegung Vorst-Mühlenbruch, 
Kreis Viersen, Stadt Tönisvorst, wird hiermit gemäß § 149 Flurbe-
reinigungsgesetz - FlurbG - die Schlussfeststellung erlassen und 
folgendes festgestellt:

1. Die Ausführung des Zusammenlegungsplanes einschließlich 
des Nachtrags 1 ist bewirkt.

2. Den Beteiligten stehen keine Ansprüche mehr zu, die im 
Zusammenlegungsverfahren hätten berücksichtigt werden 
müssen.

3. Die Aufgaben der Teilnehmergemeinschaft der beschleunig-
ten Zusammenlegung Vorst-Mühlenbruch sind abgeschlos-
sen.

 Das Zusammenlegungsverfahren endet mit der Zustellung 
der unanfechtbar gewordenen Schlussfeststellung an den 
Vorsitzenden der Teilnehmergemeinschaft der beschleu-
nigten Zusammenlegung Vorst-Mühlenbruch. Gleichzeitig 
erlischt die Teilnehmergemeinschaft der beschleunigten Zu-
sammenlegung Vorst-Mühlenbruch. Damit erlöschen auch 
die Rechte und Pflichten des Vorstandes.

Gründe:
Der Abschluss des Zusammenlegungsverfahrens durch die 
Schlussfeststellung ist zulässig und begründet. Der Zusammen-
legungsplan einschließlich seines Nachtrags 1 ist in allen Teilen 
ausgeführt. Insbesondere ist das Eigentum an den neuen Grund-
stücken auf die im Zusammenlegungsplan und seinem Nachtrag 
1 benannten Beteiligten übergegangen.

Die öffentlichen Bücher sind berichtigt.

Da somit weder Ansprüche der Beteiligten noch sonstige Ange-
legenheiten verblieben sind, die im Zusammenlegungsverfahren 
hätten geregelt werden müssen, ist es durch die Schlussfeststel-
lung abzuschließen.

Rechtsbehelfsbelehrung:
Gegen die Schlussfeststellung der beschleunigten Zusammen-
legung Vorst-Mühlenbruch kann innerhalb eines Monats nach 
Bekanntgabe Widerspruch erhoben werden. Der Widerspruch ist 
bei der Bezirksregierung Düsseldorf, Dienstgebäude Mönchen-
gladbach, Croonsallee 36-40, 41061 Mönchengladbach, schrift-
lich oder zur Niederschrift zu erheben.

Gegen die Schlussfeststellung steht gemäß § 149 Abs. 1 Satz 3 
FlurbG auch dem Vorstand der Teilnehmergemeinschaft der Wi-
derspruch zu.

Der Widerspruch kann auch durch E-Mail erhoben werden. Das 
elektronische Dokument muss mit einer qualifizierten elektroni-
schen Signatur nach § 2 Nummer 3 des Signaturgesetzes vom 
16.05.2001 (BGBl. I S. 876) in der jeweils geltenden Fassung 
versehen sein und an die elektronische Poststelle der Behörde 
übermittelt werden.

Hinweis:
Bei der Verwendung der elektronischen Form sind besondere 
technische Rahmenbedingungen zu beachten. Die besonderen 
technischen Voraussetzungen finden Sie unter www.egvp.de. 
Hinweise zur Widerspruchserhebung in elektronischer Form und 
zum elektronischen Rechtsverkehr finden Sie auch auf der Home-
page der Bezirksregierung Düsseldorf (www.brd.nrw.de) unter 
„Kontakt“.    
Im Auftrag
(LS) gez.
Ralph Merten 
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BEKANNTMACHUNG DER ÄNDERUNG DER 
ZWECKVERBANDSSATZUNG FÜR DEN 
ZWECKVERBAND VERKEHRSVERBUND 
RHEIN-RUHR (VRR)
Die Bezirksregierung hat die von der Verbandsversammlung am 
30.03.2017 beschlossenen Änderungen der Zweckverbandssat-
zung zur Kenntnis genommen und gemäß § 20 Abs. 4 i. V. m. § 11 
Abs. 1 des Gesetzes über kommunale Gemeinschaftsarbeit (GkG) 
im Amtsblatt für den Regierungsbezirk Düsseldorf (Nr. 22 vom 
01.06.2017) bekannt gemacht.

Auf diese Veröffentlichung wird hiermit gemäß § 11 Abs. 1 GkG 
hingewiesen.

Krefeld, den 26. Juni 2017
Der Oberbürgermeister
In Vertretung
Cyprian
Stadtkämmerer

MITTEILUNG ÜBER DEN ABLAUF ODER DAS 
ERLÖSCHEN VON NUTZUNGSRECHTEN AN 
WAHLGRABSTÄTTEN 
Die Nutzungsrechte an den nachstehend aufgeführten Wahlgrab-
stätten sind abgelaufen oder nach § 15 Abs. 5 Friedhofssatzung 
erloschen. Falls diese Wahlgrabstätten für weitere Beerdigungen 
genutzt werden sollen, werden die Nutzungsberechtigten oder 
deren Rechtsnachfolger hiermit nach § 17 Abs. 4 Friedhofssatzung 
in Verbindung mit entsprechender Anwendung des § 36 Abs. 7 
Friedhofssatzung öffentlich aufgefordert, den Wiedererwerb so-
fort – spätestens jedoch innerhalb von drei Monaten nach die-
ser Bekanntmachung – beim Fachbereich Grünflächen der Stadt 
Krefeld, Abteilung Friedhöfe, Heideckstraße 127, 47805 Krefeld 
schriftlich zu beantragen. Anderenfalls besteht kein Nutzungs-
recht und die Nutzungsberechtigten oder deren Rechtsnachfol-
ger sind nach § 43 Abs. 3 S. 1 Friedhofssatzung verpflichtet, die 
auf der Grabstätte befindlichen Grabmale und sonstige bauliche 
Anlagen zu entfernen. Wird dieser Aufforderung innerhalb der 
vorgenannten Frist nicht Folge geleistet, ist die Stadt Krefeld be-
rechtigt, die Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen nach § 
43 Abs. 3 S. 2 Friedhofssatzung im Wege der Verwaltungsvollstre-
ckung abräumen zu lassen. Eine Aufbewahrungspflicht besteht 
nach § 43 Abs. 3 S. 3 Friedhofssatzung nicht.
Das Feld, die Grabnummer und das Beisetzungsdatum des ge-
nannten letzten Verstorbenen sind angegeben:

Wahlgrabstätten
Friedhof Feld Reihe Grab-Nr Name Vorname Beisetzung

Hauptfriedhof 54 +   1006 Haker Gabriele 04.05.1987
Bockum 4    61-62 Esser Leonard 28.03.1968
Bockum 13    73-74 Kaulertz Gustav 21.09.1977
Traar 17    416 Lock Theodor 01.09.1987
Uerdingen 6    136 Börner Heinrich 01.09.1961

Mitteilung über den Ablauf der Ruhezeiten oder das Erlöschen 
von Nutzungsrechten an Reihengrabstätten

Auf den städtischen Friedhöfen sind die Ruhezeiten der nach-
folgend aufgeführten Reihengrabstätten abgelaufen oder die 
Nutzungsrechte hieran sind nach § 15 Abs. 5 Friedhofssatzung 

erloschen. In diesen Fällen sind die Grabmale und sonstigen bau-
lichen Anlagen von den Nutzungsberechtigten oder deren Rechts-
nachfolger nach § 43 Abs. 3 S. 1 Friedhofssatzung zu entfernen. 
Wird dieser Aufforderung nach § 43 Abs. 3 S. 2 Friedhofssatzung 
und in entsprechender Anwendung des § 36 Abs. 7 Friedhofssat-
zung innerhalb einer Frist von drei Monaten nicht Folge geleistet, 
ist die Stadt Krefeld berechtigt, die Grabmale und sonstigen bau-
lichen Anlagen im Wege der Verwaltungsvollstreckung abräumen 
zu lassen. Eine Aufbewahrungspflicht besteht nach § 43 Abs. 3 S. 
3 Friedhofssatzung nicht. Zusätzlich zu dieser Bekanntmachung 
wird ein Hinweisschild im jeweiligen Grabfeld aufgestellt. 

Das Feld, die Grabnummer und das Beisetzungsdatum des Ver-
storbenen sind angegeben:

Reihengrabstätten
Friedhof Feld Reihe Grab-Nr Name Vorname Beisetzung

Hüls 24  14 20 Gerino Anna 27.08.1987

Mitteilung über ungepflegte Wahl- und Reihengrabstätten

Die nachstehend aufgeführten Wahl- und Reihengrabstätten wer-
den seit einiger Zeit nicht mehr ordnungsgemäß der Würde des 
Friedhofes entsprechend gärtnerisch gepflegt. Das Nutzungs-
recht an der Grabstätte ist demnach nach § 36 Abs. 1 Friedhofs-
satzung zwingend zu entziehen und die Grabstätte einzuebnen. 
Die Nutzungsberechtigten oder deren Rechtsnachfolger werden 
hiermit gemäß § 36 Abs. 4 Nr. 1 in Verbindung mit Abs. 7 Fried-
hofssatzung aufgefordert, innerhalb einer Frist von drei Monaten 
nach dieser Bekanntmachung, die Grabstätte wieder in einen 
ordnungsgemäßen Zustand zu versetzen. Zusätzlich zu dieser 
Bekanntmachung wird ein Hinweisschild auf der Grabstätte auf-
gestellt. Wird dieser Aufforderung innerhalb der vorgenannten 
Frist nicht Folge geleistet, wird nach § 36 Abs. 5 Friedhofssatzung 
das Nutzungsrecht an der Grabstätte entschädigungslos entzo-
gen und die Grabstätte eingeebnet. Zur Einebnung zählt auch 
die Abräumung der auf den Grabstätten befindlichen Grabmale 
und sonstigen baulichen Anlagen. Eine Aufbewahrungspflicht 
besteht nach § 36 Abs. 6 S. 3 Friedhofssatzung nicht. 

Das Feld, die Grabnummer und das Beisetzungsdatum des (letz-
ten) Verstorbenen sind angegeben.

Wahlgrabstätten
Friedhof Feld Reihe Grab-Nr Name Vorname Beisetzung

Hauptfriedhof K +   180-181 Pannen Charlotte 27.12.1978
Fischeln 1    159-160 Rahn Fritz 22.09.1998
Fischeln 51    343 Dunkel Herta 18.06.19
Uerdingen 7 C+   35 Angenendt Lothar 22.07.2011
Uerdingen 22    388-389 Wischniewski Margareta 23.02.1955

Reihengrabstätten
Friedhof Feld Reihe Grab-Nr Name Vorname Beisetzung

Hauptfriedhof 19 C 16 12 Gerollis Eliske Madlina  
       19.05.2011
Hauptfriedhof 19 C 18 3 Wessel Heinz Ernst Jean  
       28.02.2012
Hauptfriedhof 66 3 9 Strater Roland-Gerhard  
       04.01.2007
Hauptfriedhof 66 8 12 Hahn Bernhard Anton  
       14.08.2009
Gellep-Stratum 1 2 4 Fröhlich Heinrich 11.03.1994
Hüls 24 20 22 Baumann Hans Paul 11.09.1989
Hüls 24 21 14 Gerks Ernst 07.03.1991
Hüls 24  24 22 Büns Wilhelm Anton  
       18.10.1989
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Friedhof Feld Reihe Grab-Nr Name Vorname Beisetzung

Hüls 24  28 18 Metzger Lenore 17.09.1990
Hüls 24  32 20 Schoofs Peter Joseph  
       26.06.1990
Hüls 27  7 22 Hüskes Heinrich Jakob  
       11.10.1996
Hüls 28  4 21 Krings Wolfgang Josef  
       22.01.2001
Oppum Ü  7 26 Hartmann Ingrid 16.05.1997
Oppum Y  3 8 Mildner Jolanda 18.02.1993
Oppum Y  9 10 Regels Maria Therese  
       05.11.1993

Mitteilung über sonstige Mängel bei Wahl- und 
Reihengrabstätten

Die nachstehend aufgeführten Wahl- und Reihengrabstätten ent-
sprechen nicht den sonstigen Vorschriften der Friedhofssatzung. 
Nach § 36 Abs. 3 Friedhofssatzung kann das Nutzungsrecht ent-
schädigungslos entzogen und die Grabstätte eingeebnet werden, 
wenn andere Mittel nicht geeignet erscheinen, den rechtswidri-
gen Zustand zu beenden. Hierbei kommt es insbesondere auf die 
Verhältnismäßigkeit der Maßnahme im Rahmen der Abwägung 
des privaten Interesses an der Erhaltung der Grabstätte als Fa-
miliengedenkstätte gegenüber dem allgemeinen Interesse an 
einem ordnungsgemäßen und wirtschaftlichen Friedhofsbetrieb 
an. Die Ersatzvornahme ist im Regelfall dann unverhältnismäßig, 
wenn die Nutzungsberechtigten oder deren Rechtsnachfolger 
nicht zu ermitteln sind und die Kosten der Ersatzvornahme damit 
zu Lasten der Allgemeinheit gehen. Die Nutzungsberechtigten 
oder deren Rechtsnachfolger werden hiermit gemäß § 36 Abs. 
4 Nr. 3 in Verbindung mit Abs. 7 Friedhofssatzung aufgefordert, 
innerhalb einer Frist von drei Monaten nach dieser Bekanntma-
chung, die Grabstätte wieder in einen ordnungsgemäßen Zu-
stand zu versetzen. Zusätzlich zu dieser Bekanntmachung wird 
ein Hinweisschild auf der Grabstätte aufgestellt. Wird dieser Auf-
forderung innerhalb der vorgenannten Frist nicht Folge geleistet, 
wird nach § 36 Abs. 5 Friedhofssatzung das Nutzungsrecht an der 
Grabstätte entschädigungslos entzogen und die Grabstätte ein-
geebnet. Zur Einebnung zählt auch die Abräumung der auf den 
Grabstätten befindlichen Grabmale und sonstigen baulichen An-
lagen. Eine Aufbewahrungspflicht besteht nach § 36 Abs. 6 S. 3 
Friedhofssatzung nicht. 

Das Feld, die Grabnummer und das Beisetzungsdatum des (letz-
ten) Verstorbenen sind angegeben.

Wahlgrabstätten
Friedhof Feld Reihe Grab-Nr Name Vorname Beisetzung

Fischeln 44 +   61 Borrmann Winfried 11.01.2013

Reihengrabstätten
Friedhof Feld Reihe Grab-Nr Name Vorname Beisetzung

Hauptfriedhof 19 C 4 1 Scognamilio Francesco 09.03.2007
Hüls 28 1 7 Klitsch Maria Johanna  
       14.04.1999

Einebnungsandrohung bei Ablauf von Nutzungsrechten oder 
Ruhezeiten bzw. bei Erlöschen von Nutzungsrechten 
an Wahl- bzw. Reihengrabstätten 

Für die nachstehend aufgeführten Wahl- und Reihengrabstät-
ten ist die öffentlich bekanntgemachte Frist von drei Monaten 
zur Entfernung der Grabmale und sonstigen baulichen Anlagen 
fruchtlos abgelaufen.

Nach Ablauf der Nutzungszeit besteht für die Nutzungsberechtig-
ten oder deren Rechtsnachfolger nach § 43 Abs. 3 S.1  Friedhofs-
satzung die Verpflichtung, die Grabmale und sonstige bauliche 
Anlagen zu entfernen.

Wird dieser Verpflichtung innerhalb einer Frist von einem Monat 
nach Bekanntgabe nicht nachgekommen, wird hiermit nach § 43 
Abs. 3 S. 2 Friedhofssatzung in Verbindung mit § 63 Abs. 1 und 
2 Verwaltungsvollstreckungsgesetz NRW die Ersatzvornahme an-
gedroht. 

Eine Aufbewahrungspflicht für die abgeräumten Grabmale und 
sonstige bauliche Anlagen besteht nach § 43 Abs. 3 S. 3 Fried-
hofssatzung nicht.

Das Feld, die Grabnummer und das Beisetzungsdatum des ge-
nannten letzten Verstorbenen sind angegeben:

Wahlgrabstätten
Friedhof Feld Reihe Grab-Nr Name Vorname Beisetzung

Hauptfriedhof Q    497-498 Tooten Karl 23.04.1985
Hauptfriedhof Y    23 Neuer Karl 04.05.1917
Bockum 11    87-88 Krambröckers Franz 22.01.1975
Fischeln 1    471 Hendrix Johann 17.02.1987
Hüls 22    628 Schroers Maria 23.04.1987
Uerdingen 5 A   7-8 Küppers Peter 09.05.1978
Uerdingen 30    520 Breuer Elly 15.04.1987

Reihengrabstätten
Friedhof Feld Reihe Grab-Nr Name Vorname Beisetzung

Oppum W  13 1 Schiffer Hermine 01.10.1986

Nutzungsrechtsentzug und Einebnungsandrohung bei sonstige 
Mängeln an Wahl- und Reihengrabstätten

Für die nachstehend aufgeführten Wahl- und Reihengrabstätten 
ist die öffentlich bekanntgemachte Frist von drei Monaten zur 
Wiederherstellung des ordnungsgemäßen Zustands der Grab-
stätte fruchtlos abgelaufen.

Hiermit wird das Nutzungsrecht an der Grabstätte nach § 36 Abs. 
3 und Abs. 5 Friedhofssatzung entschädigungslos entzogen. Die 
Aufrechterhaltung der Grabstätte als private Familiengedenk-
stätte ist in Abwägung zum allgemeinen Interesse eines ord-
nungsgemäßen und wirtschaftlichen Friedhofsbetriebs unver-
hältnismäßig. Da nunmehr kein Nutzungsrecht besteht, sind die 
Nutzungsberechtigten oder deren Rechtsnachfolger nach § 36 
Abs. 6 S. 1 Friedhofssatzung verpflichtet, die Grabmale und sons-
tige bauliche Anlagen zu entfernen.

Wird dieser Verpflichtung innerhalb einer Frist von einem Monat 
nach Bekanntgabe nicht nachgekommen, wird hiermit nach § 36 
Abs. 6 S. 2 Friedhofssatzung in Verbindung mit § 63 Abs. 1 und 
2 Verwaltungsvollstreckungsgesetz NRW die Ersatzvornahme an-
gedroht. 

Eine Aufbewahrungspflicht für die abgeräumten Grabmale und 
sonstige bauliche Anlagen besteht nach § 43 Abs. 3 S. 3 Fried-
hofssatzung nicht.

Das Feld, die Grabnummer und das Beisetzungsdatum des ge-
nannten letzten Verstorbenen sind angegeben:

Reihengrabstätten
Friedhof Feld Reihe Grab-Nr Name Vorname Beisetzung

Oppum X  29 37 Korkmaz Ingeborg 09.02.2016
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Einebnungsfestsetzungen bei Wahl- und Reihengrabstätten

Für die nachstehend aufgeführten Wahl- und Reihengrabstätten 
sind die öffentlich bekanntgemachten Einebnungsandrohungen 
zwischenzeitlich bestandskräftig und damit unanfechtbar gewor-
den. Hiermit wird die Einebnung im Rahmen der Ersatzvornah-
me nach § 36 bzw. § 43 Friedhofssatzung in Verbindung mit § 64 
Abs. 1 Verwaltungsvollstreckungsgesetz für das Land Nordrhein-
Westfalen (VwVG NRW) festgesetzt.

Das Feld, die Grabnummer und das Beisetzungsdatum des (letz-
ten) Verstorbenen sind angegeben.

Wahlgrabstätten
Friedhof Feld Reihe Grab-Nr Name Vorname Beisetzung

Hauptfriedhof 18    91-97 Soherr Julie 08.08.1986
Hauptfriedhof 32    354-355 Korten Wilhelmine 04.01.1967
Hauptfriedhof 64 +   1739 Stanjek Alfons 28.10.2005
Hauptfriedhof G    1356-1357 Zwering Henriette 06.04.1990
Hauptfriedhof M    500 Rogge Wilhelm 02.09.1986
Hauptfriedhof P    618-619 Scholten Anton 15.04.1975
Hauptfriedhof X    5-9 Beer Alfred 15.10.1974
Bockum 4    199-200 Tervooren Gertrud 09.10.1961
Elfrath 46    3 Schmitz Dieter Jakob Wilhelm  
       15.06.1999
Fischeln 9    161-164 Heinen Peter 26.05.1977
Traar 1    81 Kamp Johann 27.02.1968
Traar 16    55 Winzen Arno Anton 23.04.1997
Traar B B   48-49 Gennen Karl 17.01.1955

Reihengrabstätten
Friedhof Feld Reihe Grab-Nr Name Vorname Beisetzung

Hüls 27 6 40 Große Buxel Sofie 20.10.1993
Hüls 27 9 40 Schütze Hildegard Johanna  
       11.01.1993
Oppum C 1 19 Scholz Elisabeth Hedwig  
       14.09.1995

Krefeld, 21.06.2017
Der Oberbürgermeister
In Vertretung
Thomas Visser
Beigeordneter

Korrektur zur Bekanntmachung aus dem Amtsblatt Nr. 26

B E K A N N T M A C H U N G

SATZUNG ÜBER DIE ANORDNUNG EINER 
VERÄNDERUNGSSPERRE FÜR DEN 
GELTUNGSBEREICH DES IN AUFSTELLUNG 
BEFINDLICHEN BEBAUUNGSPLANES NR. 809 
– SÜDLICH NEUE RITTERSTRASSE –
vom 25.06.2017

Gemäß §§ 14, 16 und 17 des Baugesetzbuches (BauGB), bekannt 
gemacht am 23.09.2004 (BGBl. I S. 2414) in der derzeit gültigen 
Fassung, i. V. m. § 41 Abs. 1 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW), bekannt gemacht am 14.07.1994 
(GV. NRW. S. 666) in der derzeit gültigen Fassung, hat der Rat 
der Stadt in seiner Sitzung am 04.05.2017 folgende Satzung be-
schlossen:

§ 1
Anordnung
Zur Sicherung der städtebaulichen Planung wird für den in § 2 
dieser Satzung bezeichneten Geltungsbereich des in Aufstellung 
befindlichen Bebauungsplanes Nr. 809 – südlich Neue Ritter-
straße – eine Veränderungssperre angeordnet.

§ 2
Räumlicher Geltungsbereich
Der Geltungsbereich der Veränderungssperre entspricht dem 
Geltungsbereich des in Aufstellung befindlichen Bebauungspla-
nes Nr. 809 – südlich Neue Ritterstraße –.

Die Abgrenzung des räumlichen Geltungsbereiches der Verände-
rungssperre ergibt sich aus dem zu dieser Satzung gehörenden Plan.

§ 3
Rechtswirkungen der Veränderungssperre, Ausnahmen
1. Im Geltungsbereich der Veränderungssperre dürfen
 a) Vorhaben im Sinne des § 29 BauGB nicht durchgeführt 

oder bauliche Anlagen nicht beseitigt werden;

 b) erhebliche oder wesentlich wertsteigernde Verände-
rungen von Grundstücken und baulichen Anlagen, 
deren Veränderungen nicht genehmigungs-, zustim-
mungs- oder anzeigepflichtig sind, nicht vorgenommen 
werden.

2. Von der Veränderungssperre kann die Baugenehmigungsbe-
hörde Ausnahmen zulassen, wenn überwiegende öffentliche 
Belange nicht entgegenstehen.

3. Von der Veränderungssperre werden nicht berührt:
 a) Vorhaben, die vor dem Inkrafttreten der Veränderungs-

sperre baurechtlich genehmigt worden sind,

 b) Vorhaben, von denen die Gemeinde nach Maßgabe des 
Bauordnungsrechts Kenntnis erlangt hat und mit deren 
Ausführung vor dem Inkrafttreten der Veränderungssperre 
hätte begonnen werden dürfen,

 c) Unterhaltungsarbeiten und die Fortführung einer bisher 
ausgeübten Nutzung.

§ 4
Geltungsdauer
Diese Veränderungssperre tritt am Tage nach der Bekanntma-
chung in Kraft. Sie endet, wenn der Bebauungsplan Nr. 809 
– südlich Neue Ritterstraße – in Kraft getreten ist, spätestens 
jedoch nach Ablauf von zwei Jahren nach ihrer Bekanntma-
chung.

Bekanntmachungsanordnung
Die vorstehende Satzung wird hiermit gemäß § 16 Abs. 2 des 
Baugesetzbuches (BauGB) in der zurzeit gültigen Fassung in 
Verbindung mit § 52 Abs. 2 der Gemeindeordnung für das Land 
Nordrhein-Westfalen (GO NRW) in der zurzeit gültigen Fassung  
und § 2 Abs. 4 Nr. 1 BekanntmVO öffentlich bekannt gemacht.

Die vorbezeichnete Satzung sowie der dazu gehörende Plan lie-
gen vom Tage der Bekanntmachung an beim Oberbürgermeister 
der Stadt Krefeld, Fachbereich Stadtplanung, Parkstraße 10, Zim-
mer 322,

montag- bis freitagvormittags 08.30 Uhr bis 12.30 Uhr
montag- bis mittwochnachmittags 14.00 Uhr bis 16.00 Uhr
donnerstagnachmittags  14.00 Uhr bis 17.30 Uhr
für jedermann zur Einsicht bereit.
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Hinweise
Gemäß
a) § 18 Abs. 3 Satz 2 Baugesetzbuch
b) § 215 Abs. 2 Baugesetzbuch
c)  § 7 Abs. 6 Satz 2 Gemeindeordnung NRW

wird auf die folgenden Rechtsvorschriften hingewiesen:

zu a): Fälligkeit und Erlöschen der Entschädigungsansprüche
§ 18 Abs. 2 Satz 2 und 3 BauGB
Der Entschädigungsberechtigte kann Entschädigung verlangen, 
wenn die in Abs. 1 Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile ein-
getreten sind. Er kann die Fälligkeit des Anspruchs dadurch her-
beiführen, dass er die Leistung der Entschädigung schriftlich bei 
dem Entschädigungspflichtigen beantragt.

§ 18 Abs. 1 Satz 1 BauGB
Dauert die Veränderungssperre länger als 4 Jahre über den Zeit-
punkt ihres Beginns oder der ersten Zurückstellung eines Bauge-
suches nach § 15 Abs. 1 hinaus, ist dem Betroffenen für dadurch 
entstandene Vermögensnachteile eine angemessene Entschädi-
gung in Geld zu leisten. 

Darüber hinaus wird auf folgende Vorschriften des BauGB über 
das Erlöschen des Entschädigungsanspruches hingewiesen:

§ 18 Abs. 3 Satz 1 BauGB
Auf das Erlöschen des Entschädigungsanspruches findet § 44 
Abs. 4 mit der Maßgabe Anwendung, dass bei einer Verände-
rungssperre, die die Sicherung einer Festsetzung nach § 40 
Abs. 1 oder § 41 Abs. 1 zum Gegenstand hat, die Erlöschensfrist 
frühestens ab Rechtsverbindlichkeit des Bebauungsplanes be-
ginnt.

§ 44 Abs. 4 BauGB
Ein Entschädigungsanspruch erlischt, wenn nicht innerhalb von 
3 Jahren nach Ablauf des Kalenderjahres, in dem die in Absatz 
3 Satz 1 bezeichneten Vermögensnachteile eingetreten sind, die 
Fälligkeit des Anspruchs herbeigeführt wird.

zu b): Frist für die Geltendmachung der Verletzung von 
  Verfahrens- und Formvorschriften sowie von Mängeln 
  der Abwägung

§ 215 Abs. 1 BauGB
Unbeachtlich werden

1. eine nach § 214 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 bis 3 beachtliche Verletzung 
der dort bezeichneten Verfahrens- und Formvorschriften,

2. eine unter Berücksichtigung des § 214 Abs. 2 beachtliche Ver-
letzung der Vorschriften über das Verhältnis des Bebauungs-
plans und des Flächennutzungsplans und

3. nach § 214 Abs. 3 Satz 2 beachtliche Mängel der Abwägungs-
vorgangs, wenn sie nicht innerhalb von einem Jahr seit dieser 
Bekanntmachung schriftlich gegenüber der Stadt Krefeld gel-
tend gemacht worden sind; der Sachverhalt, der die Verlet-
zung oder den Mangel begründen soll, ist darzulegen. Satz 1 
gilt entsprechend, wenn Fehler nach § 214 Abs. 2a beachtlich 
sind.

zu c):  Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der  
  Gemeindeordnung
§ 7 Abs. 6 Satz 1 GO NRW
Die Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Ge-
meindeordnung kann gegen Satzungen, sonstige ortsrechtliche 
Bestimmungen und Flächennutzungspläne nach Ablauf eines 
Jahres seit ihrer Verkündung nicht geltend gemacht werden, es 
sei denn

a) eine vorgeschriebene Genehmigung fehlt oder ein vorge-
schriebenes Anzeigeverfahren wurde nicht durchgeführt,

b)  die Satzung, die sonstige ortsrechtliche Bestimmung oder 
der Flächennutzungsplan ist nicht ordnungsgemäß öffentlich 
bekannt gemacht worden,

c) der Oberbürgermeister hat den Ratsbeschluss vorher bean-
standet oder

d) der Form- oder Verfahrensmangel ist gegenüber der Stadt 
Krefeld vorher gerügt und dabei die verletzte Rechtsvor-
schrift und die Tatsache bezeichnet worden, die den Mangel 
ergibt.

Zur besseren Orientierung ist das von der Veränderungssperre 
betroffene Plangebiet in einem Kartenausschnitt dargestellt.

Krefeld, den 25. Juni 2017
Der Oberbürgermeister
Frank Meyer
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AUF EINEN BLICK

NOTDIENSTE
Elektro-Innung Krefeld
0180 5 66 05 55

ÄRZTLICHER DIENST

ÄRZTLICHER BEREITSCHAFTSDIENST 116 117
ÄRZTLICHER NOTDIENST:
Der Notdienst in Krefeld ist unter der Telefon-Nr. 
0180 5044100 montags, dienstags und donners-
tags von 19.00 Uhr bis 7.00 Uhr, mittwochs von 
14.00 Uhr bis 7.00 Uhr und freitags von 14.00 
Uhr bis Montagmorgen um 7.00 Uhr erreichbar.

ZAHNÄRZTE:
Der Zahnärztliche Notdienst ist unter der Te-
lefon-Nr. 01805 986700 zu erreichen. Sprech-
zeiten: samstags, sonntags und feiertags von 
10.00 bis 12.00 Uhr und von 18.00 bis 19.00 Uhr, 
 mittwochs- und freitagsnachmittag von 17.00 bis 
19.00 Uhr,  montags, dienstags und donnerstags 
von 21.00 bis 22.00 Uhr.

0800 111 0 111 und 0800 111 0 222

TELEFONSEELSORGE

TIERÄRZTLICHER DIENST

Der tierärztliche Dienst ist samstags ab 12.00 Uhr 
bis montags um 8.00 Uhr sowie an  Feiertagen un-
ter der Telefon-Nr. 0700 84374666 zu erreichen.

APOTHEKENDIENST

Die Notdienste der Apotheken in 
 Nordrhein-Westfalen können im Internet 
 abgerufen werden unter: 

www.aknr.de

oder telefonisch unter der vom Festnetz 
 kostenlosen Rufnummer 0800 00 22833

Feuer 112
Rettungsdienst/Notarzt 112
Krankentransport  1 92 22
Branddirektion  82 13-0
Zentrale Bürgerinformation  
bei Unglücks- und Notfällen 19 700

RUFNUMMERN DER FEUERWEHR

 PARI MOBIL GMBH
 Hausnotrufzentrale, Mühlenstraße 42,
 Krefeld, Telefon 8 43 33.

PRIESTERNOTRUF
 

 PRIESTERNOTRUF FÜR KRANKE
 Wenn Sie für einen Schwerkranken einen 
 katholischen Priester benötigen und die 
 Seelsorger Ihrer Gemeinde in abzusehender  
 Zeit nicht erreichbar sind, wählen Sie 
 Telefon 334 334 0

NOTDIENSTE
Innung für 
Sanitär-Heizung-Klima-Apparatebau

07.07. – 09.07.2017 
WTK Wärmetechnik Service GmbH 
Obergath 126 | 47805 Krefeld
31 95-0

14.07. – 16.07.2017
Andreas Zelzner
Lechstraße 14 | 47809 Krefeld
54 82 83


